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Einleitung

 

Klimawandelanpassungs- und -minderungs-

maßnahmen sind ein gesamtgesellschaftlicher 

Prozess. Eine gelungene Transformation in 

Richtung Klimaneutralität im Sinne des European 

Green Deals1 bis 2050 muss in unterschiedlichen 

Bereichen ansetzen. Sie verlangt nicht zuletzt 

zahlreiche Hebel, die zur Reduktion der Treib-

hausgasemissionen beitragen. Diese Hebel 

müssen gesellschaftliche Bedürfnisse und 

gleichzeitig systemische Rahmenbedingungen 

berücksichtigen. Somit stehen beim Klimaschutz 

nicht nur ökologische Aspekte im Vordergrund. 

Maßnahmen zur Senkung der Treibhausgas-

emissionen sind auch in sozialer Hinsicht 

bedeutend. 

Das EU-Emissionshandelssystem (EU-ETS) gilt als 

eines der wichtigsten Instrumente der 

 

Europäischen Union, um Klimaneutralität bis zum 

Jahr 2050 zu erreichen. Seine Reform im 

Rahmen des Fit-for-55-Pakets2 umfasst unter 

anderem eine Novelle der EU-Emissionshandels-

richtlinie. Darin verankert ist die Einführung eines 

zweiten Emissionshandelssystems (ETS2) mit 

Start ab dem Jahr 2025 und vollständiger 

Wirkung ab 2027.3 Der ETS2 setzt den Fokus auf 

CO2-Emissionen aus der Verbrennung von fossilen 

Brennstoffen in Gebäuden, im Straßenverkehr 

und weiteren Sektoren (hauptsächlich 

Kleinindustrie, die vom EU-ETS nicht erfasst 

wird)4. Durch die sinkende Emissionsobergrenze 

wird der CO2-Preis aus dem Handel mit den 

verbleibenden Emissionszertifikaten in den 

nächsten Jahren steigen. Auf diese Weise werden 

gezielte Anreize für die Renovierung von 

Gebäuden und die Nutzung emissionsarmer 

1 https://commission.europa.eu/strategy-and-

policy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de  
2 https://commission.europa.eu/strategy-and-

policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/delivering-
european-green-deal/fit-55-delivering-proposals_de  

3 https://climate.ec.europa.eu/eu-action/eu-emissions-

trading-system-eu-ets/ets2-buildings-road-transport-and-
additional-sectors_en  
4 https://climate.ec.europa.eu/eu-action/eu-emissions-

trading-system-eu-ets/ets2-buildings-road-transport-and-
additional-sectors_en?prefLang=de 
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Mobilität gesetzt. Um einen sozial verträglichen 

Übergang zu gewährleisten, fließt ein Teil der 

Einnahmen aus dem ETS2 in den Klima-

Sozialfonds. Als Ausgleichsmaßnahme unterstützt 

der Klima- Sozialfonds benachteiligte Haushalte 

und Privatpersonen sowie Kleinstunternehmen, 

die von der Einführung des ETS2 und der CO2-

Bepreisung besonders betroffen sind – ganz im 

Sinne des European Green Deals und dem Leitsatz 

„Leave no one behind“. Um Finanzmittel aus dem 

Klima-Sozialfonds zu erhalten, müssen die EU-

Mitgliedsstaaten einen nationalen Klima-

Sozialplan entwickeln. 

Just Transition in Österreich 

Österreich hat sich das Ziel gesetzt, bis 2040 

klimaneutral zu sein. Das Bundesministerium für 

Klimaschutz (BMK) hat im Dezember 2020 einen 

Just Transition Prozess gemeinsam mit 

zahlreichen Stakeholdern aus Politik, Wirtschaft, 

Wissenschaft und Zivilgesellschaft gestartet. In 

diesem wird diskutiert, welche sozialen, 

arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischen 

Fragestellungen gelöst werden müssen, um die 

Entwicklung zu einer resilienten, klimaneutralen 

und sozial verträglichen Gesellschaft und 

Wirtschaft zu meistern. Die daraus resultierenden 

Initiativen und Maßnahmen begünstigen diese 

Transformation. Ein Meilenstein des 

österreichischen Just Transition Prozesses war 

die Veröffentlichung des Just Transition 

Aktionsplans: Aus- und Weiterbildung5 im Jänner 

2023. 

Der Just Transition Prozess bildet bereits eine 

wichtige inhaltliche Grundlage für die weiteren 

Arbeiten für die Erstellung eines Klima-

Sozialplans. Dieser Plan soll die Aufteilung der 

 

Mittel aus dem Klima-Sozialfonds in Österreich 

definieren. 

Im Zuge der Arbeiten im Just Transition Bereich 

gab es bereits einen Austausch (auf informeller 

Ebene) zu den Rahmenbedingungen des Klima-

Sozialfonds. Darunter zum Beispiel die 

Zielgruppen sowie mögliche, für den Klima-

Sozialplan in Frage kommende Maßnahmen und 

Investitionen. Die wichtigsten Erkenntnisse 

daraus sind im vorliegenden Policy Brief 

zusammengefasst. Der Inhalt basiert auf ersten 

Rechercheergebnissen zu möglichen Maßnahmen, 

welche innerhalb des BMK und mit Stakeholdern, 

wie anderen Ressorts oder Sozialpartnern, 

diskutiert wurden. 

Der Policy Brief fasst die aktuellen Erkenntnisse 

zusammen und bietet eine erste Orientierung. 

Neben einem inhaltlichen Überblick zum Klima-

Sozialfonds liefert das Dokument erste Ansätze 

zur Definition und Abgrenzung der Zielgruppen. 

Es zeigt aber auch vorhandene Lücken 

hinsichtlich der Zielgruppen klimasozialer 

Maßnahmen auf. Der Policy Brief skizziert 

außerdem mögliche Instrumente sowie bereits 

bestehende Maßnahmen und umfasst eine 

Übersicht zu potenziell relevanten Stakeholdern 

für den Arbeitsprozess. Damit dient er als 

Informationsgrundlage für die weiteren Arbeiten 

zum Klima-Sozialfonds, die sich der Entwicklung 

konkreter Vorschläge und der Erstellung des 

Klima-Sozialplans widmen werden.

5 https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:639289da-cd79-4b31-

a928-0d0f6d2fc268/Just-Transition_Aktionsplan_UA.pdf  
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1. Der Klima-Sozialfonds im Überblick 

 

Die Grundlage für den Klima-Sozialfonds ist die Verordnung (EU) 2023/9556 zur Einrichtung eines 

Klima-Sozialfonds. Der Fonds soll Einzelpersonen oder Haushalte7 sowie Kleinstunternehmen8 

finanziell unterstützen, die am stärksten von der Einführung des neuen Emissionshandelssystems 

ETS2 aus dem Fit-for-55-Paket und den damit zusammenhängenden Preisauswirkungen für 

Gebäude und Straßenverkehr betroffen sind. Ein Teil der Einkünfte aus dem Verkauf der ETS2-

Zertifikate fließen in den Klima-Sozialfonds. Durch den Fonds werden insgesamt 65 Mrd. Euro an die 

EU-Mitgliedstaaten verteilt. Davon stehen Österreich rund 579 Mio. Euro von 2026 bis 2032 zur 

Verfügung. Zur Inanspruchnahme des Fonds sind Mitgliedstaaten laut der Verordnung verpflichtet, 

zusätzlich nationale Mittel in Höhe von mindestens 25 % der geschätzten Gesamtkosten ihrer Pläne 

bereitzustellen.9 

Aus dem Klima-Sozialfonds können Maßnahmen und Investitionen für benachteiligte Haushalte, 

benachteiligte Kleinstunternehmen und benachteiligte Verkehrsnutzer:innen, die von den Aus-

wirkungen des ETS2 betroffen sind, finanziert werden. Damit trägt der Klima-Sozialfonds dazu bei, 

Energiearmut zu bekämpfen und den Zugang zur einer emissionsfreien/-armen Mobilität und 

Verkehrsmitteln zu erleichtern. Um Mittel aus dem Fonds abholen zu können, müssen die 

Mitgliedsstaaten einen Klima-Sozialplan erstellen. Dieser muss aus einem in sich kohärenten Paket 

neuer oder bestehender Maßnahmen und Investitionen bestehen, die zusätzlich sind und 

wiederkehrende nationale Haushaltsausgaben nicht ersetzen10. In der Verordnung ist eine Auswahl 

an förderfähigen Maßnahmen angeführt, die in den Plan aufgenommen werden können:11 

• Unterstützung von Gebäuderenovierungen12 für benachteiligte Haushalte und 

Kleinstunternehmen, einschließlich Mieter:innen und Bewohner:innen von Sozialwohnungen 

• Unterstützung des Zugangs zu erschwinglichem energieeffizientem Wohnraum, 

einschließlich Sozialwohnungen 

• Leistung eines Beitrags zur Dekarbonisierung durch Elektrifizierung des Heizens, Kühlens 

und Kochens, sowie Förderung von erneuerbaren Energien 

 

6 Verordnung (EU) 2023/955 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Einrichtung eines Klima-

Sozialfonds und zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/1060, http://data.europa.eu/eli/reg/2023/955/oj  
7 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 8: privater Haushalt im Sinne des Artikels 2 Nummer 15 der Verordnung (EU) 

2019/1700 des Europäischen Parlaments und des Rates. 
8 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 9: ein Unternehmen, das weniger als zehn Mitarbeiter beschäftigt und dessen 

Jahresumsatz oder Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 2 Mio. EUR beläuft, berechnet gemäß Anhang I Artikel 3 bis 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission. 
9 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 15. 
10 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 4 Absatz 1; Anhang V Punkt 4.4. 
11 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 8. 
12 Definition laut deutscher Fassung der Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 13: „Gebäuderenovierung“ jede Art von 

energetischer Gebäuderenovierung, mit der die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes gesteigert werden soll, wie Isolierung 
der Gebäudehülle — das heißt von Wänden, Dach und Boden — und der Austausch von Fenstern, sowie die Installation 
gebäudetechnischer Systeme, die allen einschlägigen nationalen Sicherheitsstandards entsprechen, auch durch einen Beitrag 
zu den in der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(Neufassung) festgelegten Renovierungsanforderungen. 
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• Bereitstellung von zugänglichen Informationen, Bildung und Beratung zu kostenwirksamen 

Maßnahmen und Investitionen und zu verfügbarer Unterstützung für 

Gebäuderenovierungen, Energieeffizienz und nachhaltigen Mobilitätsalternativen 

• Unterstützung öffentlicher und privater Einrichtungen, einschließlich Anbieter:innen von 

Sozialwohnungen, bei der Entwicklung und Bereitstellung bezahlbarer Energieeffizienz-

Lösungen und Finanzierungsinstrumente 

• Bereitstellung eines Zugangs zu emissionsfreien und emissionsarmen Fahrzeugen und 

Fahrrädern, inklusive finanzielle Unterstützung oder steuerliche Anreize für deren Erwerb 

sowie für geeignete öffentliche und private Infrastruktur 

• Schaffung von Anreizen für die Nutzung erschwinglicher und zugänglicher öffentlicher 

Verkehrsmittel, Unterstützung privater und öffentlicher Einrichtungen, inklusive 

Genossenschaften, bei der Entwicklung und Bereitstellung von nachhaltiger Mobilität 

Die Pläne können auch direkte Einkommensbeihilfen für benachteiligte Haushalte und benachteiligte 

Verkehrsnutzer:innen als Maßnahmen beinhalten. Diese müssen befristet sein, im Laufe der Zeit 

abnehmen und dürfen nicht mehr als 37,5 % der geschätzten Gesamtkosten des Plans betragen.13 

Die Verordnung erfordert die Gewährleistung der Kohärenz und Komplementarität zwischen dem 

Klima-Sozialplan und anderen unionsweiten, nationalen, regionalen und lokalen Instrumenten, wie 

etwa dem nationalen Energie- und Klimaplan (NEKP), dem Aufbau- und Resilienzplan, und 

territorialen Just Transition Plänen.14 Außerdem muss die Additionalität der Maßnahmen 

sichergestellt und dargestellt werden.15 Der Grundsatz der Zusätzlichkeit besagt, dass der Fonds, 

außer in hinreichend begründeten Fällen, nicht für Maßnahmen verwendet werden sollte, die als 

Ersatzfinanzierung für wiederkehrende nationale Ausgaben dienen. Darüber hinaus verlangt die 

Verordnung, dass die Maßnahmen dem Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen16 

bzw. dem Do-No-Significant-Harm-Prinzip gemäß der EU-Taxonomie folgen. Damit dürfen Umwelt-

ziele durch die Maßnahmen und Investitionen nicht erheblich beeinträchtigt werden.17 Die Ver-

ordnung verlangt auch, dass die Gleichstellung der Geschlechter und die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen in der Erarbeitung und Durchführung des Klima-Sozialplans aufrechterhalten und 

gefördert werden.18 Für die Erstellung des Plans ist auch die Durchführung einer öffentlichen 

Konsultation mit bestimmten Interessengruppen, unter anderem mit Vertreter:innen der 

Wirtschafts- und Sozialpartner, erforderlich.19  

Der Klima-Sozialfonds läuft von 2026 bis 2032. Gemäß der Verordnung müssen die Klima-

Sozialpläne der EU-Mitgliedsstaaten bis zum 30. Juni 2025 der Kommission vorgelegt werden20. Die 

 

13 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 8 Absatz 2. 
14 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 6 Absatz 3; Artikel 22. 
15 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 13. 
16 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 7 Absatz 3. 
17 Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 über die Einrichtung eines 

Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088, 
http://data.europa.eu/eli/reg/2020/852/oj, Artikel 17. 
18 Verordnung (EU) 2023/955, Erwägungsgrund 24. 
19 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 5. 
20 Verordnung (EU) 2023/955, Erwägungsgrund 17. 
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Auszahlung der Mittelzuweisungen erfolgt schrittweise nach Erreichung der im Klima-Sozialplan 

vereinbarten Etappenziele und Zielvorgaben. Um die Auszahlung zu erhalten, müssen 

Mitgliedstaaten nach dem Erreichen von Etappenzielen und Zielvorgaben einen ordnungsgemäß 

begründeten Zahlungsantrag bei der Kommission einreichen (ein- oder zweimal pro Jahr möglich).21 

 

 

2. Zielgruppen-Definitionen  

 

In der Verordnung (EU) 2023/955 werden die Zielgruppen des Klima-Sozialfonds definiert: 

„benachteiligte Haushalte“, „benachteiligte Kleinstunternehmen“ und „benachteiligte 

Verkehrsnutzer“22:  

Gemäß der Verordnung sind benachteiligte Haushalte von Energiearmut betroffene Haushalte, 

denen der Zugang zu essenziellen Energiedienstleistungen fehlt, um einen angemessenen Lebens- 

und Gesundheitsstandard zu gewährleisten (inkl. angemessener Versorgung mit Wärme, Kälte, 

Beleuchtung und Energie für Haushaltsgeräte), unter Berücksichtigung von sozialpolitischen und 

sonstigen einschlägigen Maßnahmen. Darüber hinaus sind jene Haushalte (einschließlich solcher mit 

niedrigem und mittlerem Einkommen im unteren Bereich) als benachteiligt anzusehen, die stark von 

den Preisauswirkungen des ETS2 durch die Aufnahme des Gebäudesektors betroffen sind und denen 

die Mittel für eine Renovierung des bewohnten Gebäudes fehlen.23  

Benachteiligte Verkehrsnutzer:innen sind gemäß Verordnung von Mobilitätsarmut betroffene 

Einzelpersonen oder Haushalte, die nicht in der Lage sind oder Schwierigkeiten dabei haben, die 

Kosten für privaten oder öffentlichen Verkehr zu tragen, oder keinen oder nur beschränkten Zugang 

zu Verkehrsmitteln haben, die für den Zugang zu grundlegenden sozioökonomischen 

Dienstleistungen und Tätigkeiten erforderlich sind, unter Berücksichtigung des nationalen und des 

räumlichen Kontexts. Weiters zählen jene Einzelpersonen und Haushalte (inkl. niedriger und 

mittlerer Einkommen im unteren Bereich) als benachteiligte Verkehrsnutzer:innen, die stark von 

den Preisauswirkungen aus dem Straßenverkehr im Zuge des ETS2 betroffen sind und denen die 

Mittel fehlen, um emissionsfreie und -arme Fahrzeuge zu erwerben oder auf alternative nachhaltige 

Verkehrsmittel umzusteigen.24 In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass insbesondere 

Frauen unverhältnismäßig stark von Energie- und Mobilitätsarmut betroffen sind.25 

Benachteiligte Kleinstunternehmen sind laut Verordnung Unternehmen mit weniger als 10 

Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz oder einer Jahresbilanzsumme von maximal 2 Mio. Euro, 

die stark von den Preisauswirkungen des ETS2 im Zuge der Aufnahme von Gebäuden und 

 

21 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 20. 
22 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 10-12. 
23 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 10 iVm Ziffer 1. 
24 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 12 iVm Ziffer 2. 
25 Vgl. Verordnung (EU) 2023/955, Erwägungsgrund 24.

Policy Brief: Soziale Ausgleichsmaßnahmen im Bereich Energieeffizienz und Mobilität für einen gerechten Übergang zur Klimaneutralität  7/16

 



 

 

 

Straßenverkehr betroffen sind, und denen die Mittel für Gebäuderenovierung oder für eine 

Umstellung auf nachhaltige Mobilität fehlen.26 

Um diese Definitionen anwendbar zu machen, ist es erforderlich, "Betroffenheit" im nationalen 

Kontext im Klima-Sozialplan zu definieren und darzustellen, wie sie im österreichischen Kontext 

gemessen werden kann. Aktuell wird zudem auf Basis der EU-Strombinnenmarkt-Richtlinie27 an 

einem nationalen Gesetz zur Definition von Energiearmut gearbeitet (Energiearmuts-Definitions-

Gesetz, EnDG), das nach Beschlussfassung in Bezug auf die Definition von Zielgruppen 

berücksichtigt werden sollte. Darüber hinaus gibt es bestehende Definitionen und Bestimmungen für 

den Nachweis der Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen aus anderen Verordnungen und 

Programmen, die bei der Bemessung der Zielgruppe herangezogen werden könnten. Zu den 

potenziell nützlichen Definitionen und Bestimmungen gehört eine Definition der begünstigten 

Haushalte aus dem Bundes-Energieeffizienzgesetz (EEffG),28 die für die Zwecke des EEffG formuliert 

wurde und mit der Definition des Energiearmuts-Definitions-Gesetzes abgestimmt ist. Eine allfällige 

Definition für „begünstigte Haushalte” sollte dem EEffG nicht widersprechen, da Maßnahmen des 

Klima-Sozialfonds auch zur Erfüllung der Einsparverpflichtung gemäß EEffG herangezogen werden 

können.  

Zudem gibt es eine Definition der besonders schutzbedürftigen Verbraucher:innen aus der 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zur Festlegung von 

Gruppen sozial oder wirtschaftlich besonders schutzbedürftiger Verbraucher:innen (VZKG-V),29 die 

Bestimmungen für die Förderwürdigkeit für armutsbetroffene Haushalte bzw. Privatpersonen aus 

dem Programm „Energiesparen im Haushalt: Beratung und Gerätetausch“ des Klima- und 

Energiefonds der österreichischen Bundesregierung,30 sowie die Bestimmungen für die 

Förderwürdigkeit für einkommensschwache Haushalte aus dem Förderprogramm „Sauber Heizen 

für Alle“.31 Diese bestehenden Definitionen und Bestimmungen berücksichtigen Aspekte wie die 

Befreiung von den Rundfunkgebühren (bzw. Befreiung vom ORF-Beitrag), den Bezug von 

Sozialleistungen, wie beispielsweise Sozialhilfe, Ausgleichszulage, Wohnbeihilfe, Studienbeihilfe und 

den Bezug eines Heizkostenzuschusses der Ämter der Landesregierungen. Zudem wurde durch das 

Forschungsinstitut „Economics of Inequality“ (INEQ) der WU Wien im Auftrag des 

Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, eine Studie über die 

 

26 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 2 Ziffer 11 iVm Ziffer 9. 
27 Richtlinie (EU) 2019/944, ABl. Nr. L 158. 
28 Bundes-Energieeffizienzgesetz, 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bundesnormen/NOR40261157/NOR40261157.html, § 37 Ziffer 3 EEffG. 
29 Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zur Festlegung von Gruppen sozial oder 

wirtschaftlich besonders schutzbedürftiger Verbraucher (VZKG-V), 
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_II_255/BGBLA_2016_II_255.html, Artikel 1. 
30 Leitfaden Energiesparen im Haushalt: Beratung & Gerätetausch, Jahresprogramm 2022, 

https://www.klimafonds.gv.at/wp-content/uploads/sites/16/Leitfaden-Energiesparen-im-Haushalt-Beratung-
Geraetetausch.pdf 
31 „Sauber Heizen für Alle“ für Private 2024, https://kea.gv.at/wp-

content/uploads/sites/24/2024/05/Leitfaden_Foerderung_Sauber_heizen_UA.pdf
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Definition von Energiearmut in Österreich durchgeführt, die gegebenenfalls herangezogen werden 

könnte.32  

 

 

3. Mögliche Maßnahmen für den Klima-
Sozialplan 

 

Im Rahmen des Just Transition Prozesses wurden bestehende Maßnahmen und Instrumente 

recherchiert, die sich nach erster Einschätzung für den Klima-Sozialplan eignen könnten. Der 

Katalog setzt sich aus bestehenden Förder- und Beratungsprogrammen sowie Aus- und 

Weiterbildungen zusammen. Er beinhaltet auch mögliche flankierende Maßnahmen zur 

Bewusstseinsbildung. Im Zuge der ersten Recherche wurden verschiedene Ressorts und Sozial-

partner eingebunden. Der Anhang dieses Dokumentes stellt eine detaillierte Übersicht zu den 

Maßnahmen und Instrumenten bereit. Im nächsten Abschnitt werden die bisherigen Erkenntnisse 

pro Klima-Sozialfonds-Zielgruppe knapp zusammengefasst. 

 

Mögliche Maßnahmen für die Zielgruppe „benachteiligte Haushalte“ 

Als klimasoziale Maßnahmen für benachteiligte Haushalte eignen sich unter Umständen bestehende 

Förderprogramme für thermische und energetische Sanierungen von Wohngebäuden der 

Umweltförderung im Inland (UFI), wie zum Beispiel „Sauber Heizen für Alle“ oder „Sanierung und 

Kesseltausch: klimafitte Gebäude für Schutzbedürftige“.  

Ebenso wurden Programme recherchiert, die eine Kombination aus Beratung und Förderung 

darstellen. In dem Zusammenhang ist der „Wohnschirm“ zu nennen, der unter anderem Unter-

stützungsleistungen zur Energiesicherung umfasst. Das Programm „Energiesparen im Haushalt: 

Beratung & Gerätetausch“ unterstützt Beratungen zum Energiesparen direkt im Haushalt sowie den 

Austausch alter bzw. energieintensiver Elektrogroßgeräte. Damit werden armutsbetroffene 

Haushalte bei der Reduktion des Energieverbrauchs und somit bei der langfristigen Senkung der 

Ausgaben für Energie unterstützt. In dem Zusammenhang ist auch auf den Nutzen von 

Weiterbildungsprogrammen im Klima-Sozialplan hinzuweisen, wie zum Beispiel die 

Weiterbildungsreihe „Soziale Energieberatung“ von klimaaktiv als mögliche begleitende klimasoziale 

Maßnahme. Diese tragen insbesondere dazu bei, schwer erreichbare Zielgruppen mit Energiespar-

beratungen abzudecken.  

 

32 Studie zur Eruierung einer Definition von Energiearmut in Österreich aus Sicht der sozialwirtschaftlichen und 

energiewirtschaftlichen Praxis, https://www.sozialministerium.at/dam/jcr:bd481a0f-fc30-4630-955b-
ba102f8e26cd/studie_energiearmut_endversion.pdf
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Darüber hinaus bieten sich weitere Subventionen bzw. Förderungen für eine weitere 

Auseinandersetzung an, wie der Klimabonus oder der Reparaturbonus, aber auch der Stromkosten-

ergänzungszuschuss und der Netzkostenzuschuss. Zusätzlich könnten steuerliche und tarifliche 

Maßnahmen sowie Informationsmaßnahmen angedacht werden.  

 

Mögliche Maßnahmen für die Zielgruppe „benachteiligte Kleinstunternehmen“ 

Für benachteiligte Kleinstunternehmen könnten Subventionen für steigende Energiekosten in 

Betracht gezogen werden, wie zum Beispiel die Energiekostenpauschale und der Energiekosten-

zuschuss des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft. Darüber hinaus bestehen schon jetzt 

unterschiedliche Förderprogramme für die thermische und energetische Sanierungen von Betriebs-

gebäuden, wobei in diesem Fall (beihilfen-)rechtliche Einschränkungen zu berücksichtigen sind. 

Landwirtschaftliche Betriebe können zudem spezielle Förderprogramme in Anspruch nehmen, die 

Gesamtkonzepte für den Ausstieg aus fossilen Energieträgern unterstützen, wie zum Beispiel die 

Förderung „Versorgungssicherheit im ländlichen Raum – Energieautarke Bauernhöfe“ des Klima- 

und Energiefonds. Zu beurteilen ist, ob diese Maßnahmen zielgruppenspezifisch auf benachteiligte 

Kleinstunternehmen im Sinne des Klima-Sozialplans angepasst werden könnten. 

Im Hinblick auf nachhaltige Mobilitätslösungen für Betriebe stehen derzeit Förder- und Beratungs-

programme von klimaaktiv mobil zur Verfügung, die auch Unternehmen als Zielgruppe adressieren. 

Mit kostenloser Beratung wird die Entwicklung von klimafreundlichen Mobilitätsprojekten 

unterstützt. Die Umsetzung von Maßnahmen wie beispielsweise Radabstellanlagen, Dienstfahrräder 

oder weitere Maßnahmen für Mitarbeitendenmobilität wird finanziell gefördert.  

 

Mögliche Maßnahmen für die Zielgruppe „benachteiligte Verkehrsteilnehmende“ 

Im Rahmen erster Gespräche wurde festgestellt, dass sich diese Zielgruppe sowohl aus 

Unternehmen als auch aus Privatpersonen zusammensetzt. Bei der Recherche bestehender 

Maßnahmen wurde diese Überlappung berücksichtigt. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang 

insbesondere E-Mobilitäts- und Fahrradförderungen für Privatpersonen. Als mögliche klimasoziale 

Maßnahmen könnten das KlimaTicket und bestehende Mobilitätsförderungen für 

Kleinstunternehmen geprüft werden.  

 

Anmerkungen zu den dargestellten Maßnahmen 

Insgesamt wurde eine Vielzahl an möglichen Instrumenten und Maßnahmen recherchiert, die dem 

übergeordneten Zweck des Klima-Sozialfonds grundsätzlich entsprechen. In weiterer Folge sind 

jedoch Überlegungen anzustellen, ob und welche der Maßnahmen im Rahmen des Klima-Sozialfonds 

besonders treffsicher, effektiv, niedrigschwellig und effizient abwickelbar sind. Einige der 

angeführten Maßnahmen zielen bereits auf die geeigneten Zielgruppen ab. Jedoch ist festzuhalten, 

dass die Bestimmungen des Klima-Sozialfonds bei den genannten Maßnahmen nicht vollumfänglich 

erfüllt werden. So gilt beispielsweise das Do-No-Significant-Harm-Prinzip der EU-Taxonomie, das bei 

einigen der recherchierten Maßnahmen kein festgelegtes Kriterium ist. Dies trifft zum Beispiel bei 
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Förderungen zu, die einen Ausgleich zu den steigenden Energiepreisen darstellen, aber eine 

Energiegewinnung aus fossilen Brennstoffen nicht ausschließen. 

Einige der Maßnahmen sind bereits zielgruppenspezifisch ausgerichtet, wie beispielsweise der 

„Wohnschirm“, „Energiesparen im Haushalt: Beratung & Gerätetausch“, „Sanierung und 

Kesseltausch: klimafitte Gebäude für Schutzbedürftige“. Bei den meisten der bestehenden 

Maßnahmen sind die Zielgruppen jedoch nicht im Sinne des Klima-Sozialfonds eingegrenzt. In dieser 

Hinsicht müsste die Übereinstimmung der Zielgruppen in weiterer Folge mit den Vorgaben des 

Klima-Sozialfonds genau geprüft werden. 

Zusätzlich werden viele der aufgelisteten Maßnahmen durch andere EU-Fonds finanziert, wobei der 

Klima-Sozialfonds eine bestehende Finanzierung nicht ersetzen kann. Teilweise läuft die 

Finanzierung von bestehenden Maßnahmen im Jahr 2026 aus. In diesen Fällen wäre zu klären, ob 

die Maßnahmen durch den Klima-Sozialfonds verlängert werden könnten. Dies trifft beispielsweise 

auf das Programm „Sanierung und Kesseltausch: klimafitte Gebäude für Schutzbedürftige“ zu, das 

bis 2026 durch den Recovery and Resilience Facility (RRF) der EU finanziert wird, sowie das 

Programm „Energiesparen im Haushalt: Beratung & Gerätetausch“, das bis 2026 durch 

Bundesmittel finanziert wird.  

Ergänzend könnte in den weiteren Arbeiten zum Klima-Sozialfonds evaluiert werden, ob zur 

Förderung der Erreichbarkeit zusätzlich qualitative Maßnahmen wie Aus- und 

Weiterbildungsprogramme, Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung oder 

Energieforschungsprogramme für den österreichischen Klima-Sozialplan geeignet sein könnten. 

 

 

4. Lücken bei Abdeckung der Zielgruppen  

 

Wie im vorherigen Kapitel erläutert, gibt es mehrere bestehende Maßnahmen, die sich 

möglicherweise an die Zielgruppen des Klima-Sozialfonds richten und für den Fonds in Frage 

kommen könnten. Dennoch werden derzeit nicht alle Zielgruppen umfassend abgedeckt. Ein Beispiel 

dafür ist der Mangel an Maßnahmen für Mieter:innen hinsichtlich der thermischen und 

energetischen Sanierung von Wohngebäuden, da sich die derzeitigen Maßnahmen an 

Gebäudeeigentümer:innen richten. Solche Lücken bei aktuellen Maßnahmen könnten bei der 

Festlegung von Maßnahmen für den österreichischen Klima-Sozialplan berücksichtigt werden. 

Etwaige notwendige Änderungen im Mietrecht und anderen Gesetzen sind jedoch bei der Auswahl 

von Maßnahmen zu berücksichtigen. 

Bei den Zielgruppen des Klima-Sozialfonds handelt es sich um Gruppen, die tendenziell schwer zu 

erreichen sind. Dies stellt mitunter eine Herausforderung für die umfassende Unterstützung der 

Zielgruppen dar. Möglicherweise ist es von Vorteil, bei der Ausarbeitung der Maßnahmen für den 

Fonds auf Erfahrungswerte aus anderen Initiativen zurückzugreifen, die diese Zielgruppen mit 

maßgeschneiderten Konzepten erreicht haben. Beispiel hierfür ist die Zusammenarbeit mit sozialen 

Organisationen für das Erreichen von armutsbetroffenen Haushalten in dem Programm 
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„Energiesparen im Haushalt: Beratung & Gerätetausch“ des Klima- und Energiefonds in Kooperation 

mit Caritas und Volkshilfe Wien.33 Darüber hinaus ist für das Erreichen der Zielgruppen eine 

angemessene Kommunikation zentral, um die Verständlichkeit der Maßnahmen zu gewährleisten.  

 

5. Einbindung von Stakeholdern 

 

Laut der Verordnung (EU) 2023/955 ist die Durchführung einer öffentlichen Konsultation zur 

Einbindung von Stakeholdern (lokale und regionale Behörden, Vertreter:innen der Wirtschafts- und 

Sozialpartner, einschlägige Organisationen der Zivilgesellschaft, Jugendorganisationen und 

sonstige Interessenträger:innen) verpflichtend.34 Für die Erstellung des österreichischen Klima-

Sozialplans ist die Einbindung der Bundesländer insbesondere für die Gewährleistung der Kohärenz 

nationaler und regionaler Maßnahmen wichtig. Bei den Sozialpartnern sind in Österreich unter 

anderem die Arbeiterkammer (AK) und Wirtschaftskammer (WKO) einzubinden. Bei der Inklusion 

von Weiterbildungsmaßnahmen in den Klima-Sozialplan sollte auch das Arbeitsmarktservice (AMS) 

einbezogen werden. Um die Gleichstellung zu gewährleisten, sollten darüber hinaus spezialisierte 

Organisationen, wie Frauenorganisationen, eingebunden werden.

 

33 Leitfaden Energiesparen im Haushalt: Beratung & Gerätetausch, Jahresprogramm 2022 

https://www.klimafonds.gv.at/wp-content/uploads/sites/16/Leitfaden-Energiesparen-im-Haushalt-Beratung-
Geraetetausch.pdf 
34 Verordnung (EU) 2023/955, Artikel 5.
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Anhang 

 

Tabelle 1. Eckpunkte der Maßnahmen, die sich nach erster Einschätzung für den Klima-Sozialplan eignen könnten: 

Hinweis: Die Tabelle stellt einen Überblick über bestehende Maßnahmen dar, die möglicherweise für den Klima-Sozialplan in Frage kommen können. Die Auflistung erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit.  

Maßnahme Maßnahmenart Budget (& Zeitrahmen) Programm/Instrument 
Zuständiges 
Ministerium 

Zielgruppe 
Worauf die Maßnahme abzielt 
/ was gefördert wird 

Stromkostenergänzungsschuss1 Förderung Gesamtmittel lt. Strom-
kostenzuschussgesetz: 
3.826,473 Mio. € 
 
Zeitrahmen:  
101.12.2022 bis 
30.06.2024 

201.01.2023 bis 
30.06.2024  

Keine Angabe BMK, BMF Haushalte 
Entgegenwirkung der Preis-
steigerungen bei Strom für 
Haushalte ab vier Personen 

Stromkostenbremse  
(Stromkostenzuschuss)1 

Förderung Keine Angabe BMK, BMF Haushalte 
Entgegenwirkung der Preis-
steigerungen bei Strom 

Netzkostenzuschuss2 Förderung Keine Angabe BMK, BMF Haushalte 

Entgegenwirkung der Preis-
steigerungen bei Strom für 
einkommensschwache 
Haushalte 

Energiesparkampagne „Mission 
11“ 

Informations-
kampagne 

Keine Angabe, 
Programm läuft aktuell 
nicht. 

Keine Angabe, Programm 
läuft aktuell nicht. 

BMK Privatpersonen 
Informierung der Öffentlichkeit 
über das Thema Energiesparen 

Sauber Heizen für Alle 2024 Förderung 

In 2023/2024 für 
"Raus aus Öl und Gas" 
und die Sanierungs-
offensive insgesamt 

940 Mio. €  

Umweltförderung im Inland 
(UFI) 

BMK 
Privatpersonen des 
untersten 
Einkommensdrittel 

Ersatz von fossilen Heizungs-
systemen durch neue klima-
freundliche Technologien 

Sanierung und Kesseltausch: 
klimafitte Gebäude für 
Schutzbedürftige 

Förderung 45 Mio. € bis 2026 
Umweltförderung im Inland 
(UFI) 

BMK 

Gemeinnützige 
Organisationen, Vereine 
und konfessionelle 
Einrichtungen, Gemeinden 

Verbesserung des Wärme-
schutzes von Gebäuden die 
überwiegend zur Unter-
bringung einkommens-
schwacher oder schutz-
bedürftiger Personen dienen 
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Maßnahme Maßnahmenart Budget (& Zeitrahmen) Programm/Instrument 
Zuständiges 
Ministerium 

Zielgruppe 
Worauf die Maßnahme abzielt 
/ was gefördert wird 

Wohnschirm 
Beratungsprogramm, 
Subvention 

10,6 Mio. € in 2024 
Erweiterung des Wohn-
schirms als Teil des Bau- und 
Wohnpakets  

BMSGPK Haushalte 

Unterstützung mit Mietrück-
ständen & Unterstützungs-
leistungen zur 
Energiesicherung 

Energiekostenpauschale für 
Unternehmen 

Subvention 0,43 Mrd. € in 2024 Teil des Förderungs-
programms nach dem 
Unternehmens-Energie-
kostenzuschussgesetz 
(UEZG) 

BMAW 
Klein- und 
Kleinstunternehmen 

Abdeckung der 
Energiekostenanstieg für 
Kleinst- und Kleinunternehmen 

Energiekostenzuschuss für 
Unternehmen 

Subvention 1,45 Mrd. € in 2024 BMAW 
Klein- und 
Kleinstunternehmen 

Unterstützung der Kleinst- und 
Kleinunternehmer bei der 
Bewältigung der hohen 
Energiekosten 

Reduzierung der Erdgasabgabe 
und Elektrizitätsabgabe auf das 
EU-Energiesteuerrichtline 
festgelegte Minimum 

Steuerliche 
Maßnahme 

Keine Angabe Keine Angabe BMF 
Privatpersonen, 
Unternehmen 

Reduzierung der Strom-
rechnungen und 
Gasrechnungen u.a. von 
Haushalten und Unternehmen 

klimaaktiv mobil – Aktive 
Mobilität und 
Mobilitätsmanagement 

Förderung 
95 Mio. € in 2024 für 
klimaaktiv mobil 

Klima- und Energiefonds BMK 
Betriebe, Vereine, 
konfessionelle 
Einrichtungen 

Klimafreundliche Mobilitäts-
lösungen & Aktive Mobilität 
inkl. betriebliches Mobilitäts-
management 

klimaaktiv mobil Mobilitäts-
management-Beratung 

Beratungsprogramm 10 Mio. € klimaaktiv BMK 

U.a. Betriebe, Bauträger 
und Flottenbetreiber, 
Gemeinde, Städte und 
Regionen 

Beratung zum Thema 
Mobilitätsmanagement 

E-Mobilität für Private Förderung 46 Mio. € Klima- und Energiefonds BMK Privatpersonen 
Ankauf von Elektro-
Fahrzeugen durch 
Privatpersonen 

Klimabonus Subvention 
6,4 Mrd. € für 2024 bis 
2027 

Bundesbudget BMK Privatpersonen 
Ausgleich für die Preis-
erhöhungen durch die CO2-
Bepreisung 

Reparaturbonus Subvention 130 Mio. € 
Österreichischer Aufbau- und 
Resilienzplan 2020-2026 
(ÖARP) 

BMK Privatpersonen  
Reparatur von Elektro- und 
Elektronikgeräten  

Energiesparen im Haushalt: 
Beratung & Gerätetausch 

Beratungsprogramm, 
Subvention 

30 Mio. € in 2024 
120 Mio. € bis 2026 

Klima- und Energiefonds BMK 
Privatpersonen 
(Armutsbetroffene 
Haushalte)  

Energiesparberatung und 
Austausch energieintensiver 
Elektrogroßgeräte 
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Maßnahme Maßnahmenart Budget (& Zeitrahmen) Programm/Instrument 
Zuständiges 
Ministerium 

Zielgruppe 
Worauf die Maßnahme abzielt 
/ was gefördert wird 

Weiterbildungsreihe Soziale 
Energieberatung 

Bildungsprogramm 66.000 € in 2024 klimaaktiv BMK Sozialberater:innen 
Weiterbildung für Sozial-
berater:innen zur Sozialen 
Energieberatung für Haushalte 

(E-)Transporträder und  
(E-)Falträder für Private 

Förderung 
95 Mio. € in 2024 für 
klimaaktiv mobil 

Klima- und Energiefonds BMK Privatpersonen 

Anschaffung von Elektro-
Transporträdern, Transport-
rädern, Elektro-Falträdern und 
Falträdern 

KlimaTicket Ö / Regional Tarifliche Maßnahme 795,4 Mio. € In 2024 Bundesbudget BMK Privatpersonen 
Fördert die Nutzung von 
Öffentlichen Verkehrsmitteln 

E-Mobilität für Betriebe, 
Gebietskörperschaften und 
Vereine 

Förderung 

Budget: Siehe 
Förderungsaktionen E-
Mobilität für Betriebe 
und Private 2024 
Zeitrahmen: Solange 
Budget vorhanden ist 
bis 31.03.2025 

Klima- und Energiefonds BMK 
Betriebe, Vereine, 
konfessionelle 
Einrichtungen 

Unternehmen, öffentliche 
Gebietskörperschaften, 
Vereine, konfessionelle 
Einrichtungen 

Geplante Maßnahme: Sozialtarif 
(gestützter Preis) 

Tarifliche Maßnahme 
90 bis 200 Mio. €, je 
nach Marktpreis 

Elektrizitätswirtschaftsgesetz 
(ElWG) 

BMK Haushalte 
Grundversorgungsmodell im 
Rahmen von ElWG 
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